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Wie für das Integrationsgeschehen insgesamt, so ist auch für die akademische
Debatte über diese seltsame Konstruktion namens Europäische Union keine einfa-
che Formel zu finden, die eine aussagekräftige Übersicht ermöglichen würde. Eine
„herrschende Lehre" oder auch nur eine zentrale Kontroverse zwischen wenigen
Denkschulen ist nicht zu erkennen; vielmehr ist über die neunziger Jahre eine
beträchtliche Verzweigung von Theorien und Argumentationslinien zu beobachten:
Die Unübersichtlichkeit nimmt weiter zu, wobei gleichzeitig traditionelle Begriffe
und akademische Zugänge eine Renaissance erleben und neue Ansätze - jenseits
der vertrauten, aber vielleicht erkenntnisverstellenden Begrifflichkeit von „Staat"
und „internationaler Organisation" gesucht werden.

Differenziert beleuchtet und umfassend diskutiert werden unterschiedliche
Ansätze in den Arbeiten von Schneider (insbesondere Schneider 1998a), die den
Reichtum und die Vielfalt an Konzepten und Ansätzen, aber auch gleichzeitig die
methodischen Schwierigkeiten einer überzeugenden Anwendung dokumentieren.
Einzubeziehen ist auch eine theoretisch und empirisch durchkomponierte Arbeit
des Harvard-Politologen Moravscik, der seine Theorie eines „liberal intergovern-
mentalism" in deutlicher Abgrenzung zu anderen Erklärungsansätzen entwickelt
und - wenn auch mit weiter zu diskutierenden Ergebnissen - belegt (Moravcsik
1998). Anregend in vielerlei Hinsicht sind die Ausführungen von Bogdandy zum
„supranationalen Föderalismus" sowohl als Beschreibung der „Wirklichkeit" als
auch als „Idee einer neuen Herrschaftsform" (von Bogdandy 1999).Von weiterfüh-
rendem Interesse ist ebenfalls die vertiefte Diskussion um einen „neuen
Föderalismus" (Pinder 1998: 263 -265) und die Wiederbelebung des Konzeptes
eines „europäischen Bundesstaates" als erste Form einer „postnationalen
Demokratie" (Habermas 1998:156). Traditionelle Zugänge werden von
Philosophen, Politologen und Juristen erneut aufgegriffen und unorthodox weiter-
entwickelt. Die Europäische Union wird dabei nicht als ein begrenztes
Spezialgebiet der internationalen Beziehungen behandelt, sondern als
Schlüsselelement zum Verständnis politischen Handelns in Europa verortet.

Zur Legitimität I: Vielfalt von Analysen und Strategien

Angesichts des Bedeutungszuwachses der Union setzt sich die Diskussion über die
Grundlagen und die „legitimatorische Verankerung" (Sarcinelli/Hermann 1998:
499) dieses politischen Systems intensiv fort. Die Literatur zum Begriff des demo-
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kratischen Defizits (Banchoff/Smith 1999: 9-11; Weiler 1999: 24-285) wächst und
damit auch der Wettbewerb zwischen unterschiedlichen Überlegungen zur
Erklärung und Bewertung.

Ein konventioneller - aber umstrittener (Banchoff/Smith 1999: 8f) - Zugang
besteht in der Untersuchung der „Entwicklung der öffentlichen Meinung zu
Europa" (Niedermayer 1998). Aufgrund von Eurobarometer-Umfragen konstatiert
Niedermayer eine „ernsthafte Legitimitätskrise" (Niedermayer 1998: 448). Seine
Empfehlung skizziert deutlich die fast schon übermenschlichen Herausforderungen
an den „pro-europäischen Teil der politischen Eliten". Es gilt demnach, eine
„immer skeptischere und kritische Öffentlichkeit aktiv vom konkreten Nutzen einer
weiteren Integration zu überzeugen, durch neue Leitbilder und Visionen die Erosion
der EU-Unterstützung abzufangen, das von den Bürgern deutlich wahrgenommene
Demokratiedefizit der EU zu beseitigen und in verantwortungsvoller Weise mit den
Sorgen und Ängsten der Bürger vor einem Identitätsverlust in einer immer größer
werdenden Europäischen Union umzugehen" (Niedermayer 1998: 448).
Optimistischer liest Noelle-Neumann ihre Daten, die „an der Europafreundlichkeit
der Deutschen keinen Zweifel lassen" (Noelle-Neumann/Petersen 1998: 301).

Zur Erklärung kann man Sarcinelli (Sarcinelli/Hermann 1998: 500) heranziehen:
„Wir haben es mit einer paradoxen Situation zu tun: Veralltäglichung eines vor
allem ökonomisch zusammenwachsenden Europas einerseits und verbreitete euro-
papolitische Indifferenz und Skepsis auf der anderen Seite. (...) Europa ist zum
Marktplatz geworden, auf dem man sich mit großer Selbstverständlichkeit alles
dessen bedient, was 'nützlich' ist. Demgegenüber ist das 'politische Haus Europa'
eine ziemlich fremde 'Immobilie' geblieben." Konstatiert werden eine „wohlwol-
lende Ahnungslosigkeit" (Sarcinelli/Hermann 1998: 509) und eine „Hilflosigkeit"
aufgrund außerordentlich schlechter Kenntnisse über die europäischen Institutionen
(Noelle-Neumann/Petersen 1998: 300). Deshalb wird eine „pädagogisch-didaktisch
möglichst phantasievolle Auseinandersetzung mit der 'Mechanik' des europäischen
politischen Systems" (Sarcinelli/Hermann 1998:517) gefordert. Die Wahrnehmung
und Einstellung zu den Institutionen können sich auch mit dem Ausmaß und den
Tendenzen in der Berichterstattung über Kommission und Europäisches Parlament
ändern, da die Bevölkerungsmeinung wohl mit „erstaunlicher Eindeutigkeit der
Tendenz der Massenmedien folgt" (Noelle-Neumann/Petersen: 1998: 298), wie
auch der Einstellungswandel bei der Einführung des Euro erneut belegt (ebd.: 299).

Aus einer jugendsoziologischen Analyse werden „keine schlechten Voraus-
setzungen für die subjektive Verankerung des europäischen Projektes"
(Sarcinelli/Hermann 1998: 507) abgelesen; mit dem Alter wächst die Überlebens-
fähigkeit des Gebildes, und damit arbeitet bereits die Zeit für die Legitimität der EU
(Immerfall/Sobisch 1997: 37).

Unzureichend ist bei vielen dieser Analysen die Einbettung in breitere
Untersuchungen zur politischen Kultur insgesamt: Ist die wachsende Europaskepsis
Teil und Reflex einer grundsätzlichen Politikverdrossenheit oder ist die EU als neu-
artiges System durch die zunehmende Bedeutung für das politische und soziale
Alltagsleben einer besonderen Erosion ausgesetzt? Handelt es sich um eine
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„Normalkonjunktur europapolitischer Stimmungsschwankungen oder um eine legi-
timatorische 'Unterversorgung', die sich ein demokratisches System auf Dauer
nicht leisten kann" (Sarcinelli/Hermann 1998: 504)? Besonders unbefriedigend ist
bei derartigen Untersuchungen, daß die Folgen einer dann nicht weiter wissen-
schaftlich erarbeiteten Spekulation überlassen werden: Sind wir am Vorabend einer
neuen europäischen Revolution oder bedeutet die Abnahme der affektiven
Zuneigung zur EU eine Normalisierung, die Vertiefung und Erweiterung nicht vor
grundsätzliche Fragen stellen wird?

Stichwort: Grundverständnisse

Damit stellen sich eine Reihe von Grundfragen an unsere Analyse und die
Auswertung des empirischen Materials. Schneider beschreibt und thematisiert die
methodischen und konzeptionellen Schwierigkeiten mit der Untersuchung von
„Europapolitischen Grundverständnissen im Wandel" (Schneider 1998a u. 1998b).
Er entwickelt sorgfältig eine umfassende Definition: „Europapolitische
Grundverständnisse stellen Interpretationen und Deutungsparadigmen der europa-
politischen Realität dar, und zwar nach Maßgabe von grundlegenden politischen
Weltbildern, Selbstverständnissen und 'Lebensphilosphien' ihrer jeweiligen
Träger" (Schneider 1998b: 193). Auch die Bestimmung der Faktoren zum Wandel
sind nicht einfach zu identifizieren: „Veränderungen können von aktuellen
Veränderungen der politischen Situation, der Macht- und Interessenkoalition aus-
gelöst werden, aber auch von Veränderungen des gesellschaftlichen Lebensgefühls,
der wirtschaftlichen Großwetterlage, des herrschenden oder des jeweils milieuspe-
zifischen 'Zeitgeistes'" (ebd.). Konstatiert werden aus einer Reihe von
Untersuchungen zur „Europapolitik der Mitgliedstaaten" (Maurer/Grunert 1998),
und zu „Grundorientierungen nationaler Parteien" (Maurer 1998a) Tendenzen zu
„Konkretismus", „Pragmatismus" und zur „Pluralität europapolitischer Leitbilder
und Grundverständnisse" (Schneider 1998b: 198 -208).

Zentrales Element vieler europapolitischer Analysen war und ist die Frage nach
der Rolle des vereinten Deutschlands und der Beziehungen zu anderen Staaten
Europas: „In Deutschland [bleibt] das Interesse an Selbstbindung durch Integration
und Multilateralismus als Grundmuster in der Außen- und Sicherheitspolitik
ungebrochen. Hinzugekommen ist aber das Bewußtsein über eine Verschiebung der
politischen Gewichte in der Europäischen Union zu eigenen Gunsten. Dem
entspricht eine deutlicher empfundene 'Normalität' des Vertretens eigener
Ansprüche und Interessen" (Jopp 1998: 168).

Über Legitimität II: Variationen und Kontroversen

Zu thematisieren ist auch immer wieder der Umgang mit dem Begriff der
Legitimität:

Traditionelle Definitionen der „demokratischen Legitimität der europäischen
Mehrebenenpolitik" (Scharpf 1999: 167) verweisen auf ein „dreifaches Defizit -
den Mangel einer präexistierenden kollektiven Identität, das Fehlen europaweiter
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politischer Diskurse und die Abwesenheit einer europaweiten Infrastruktur politi-
scher Parteien und gemeinsamer Medien" (ebd.).

Gleichzeitig wird jedoch auch konstatiert, daß „die tatsächlich beschlossenen
Leistungen das Ergebnis ernsthafter Bemühungen um allseits akzeptable Lösungen
sein werden" (ebd.: 180). Aus der Analyse der Problemlösungsfähigkeit des
Mehrebenensystems in zentralen Bereichen des Sozialstaates werden damit andere
Schlußfolgerungen gezogen als aus den Untersuchungen von Meinungsforschern:
„Die Mitgliedstaaten der Union müssen bestimmte Kompetenzen auf die suprana-
tionale Ebene übertragen, und sie müssen in anderen Politkfeldern ihre
Souveränität gemeinsam ausüben" (ebd.: 181). So weit handelt es sich um eine
klassische Sicht. Scharpf betont weiter: „Noch wichtiger aber ist ein Drittes: Auch
in jenen politisch wichtigen Feldern, in denen die politische Verantwortung für die
absehbare Zukunft in nationalen Händen bleiben muß, verändern sich die
traditionellen Muster internationaler Beziehungen zwischen souveränen Staaten zu
reflexiven Interaktionen zwischen den Mitgliedern einer Gemeinschaft von Staaten,
die sich ihrer gegenseitigen Abhängigkeit, ihrer gemeinsamen Verwundbarkeit und
ihrer Verpflichtung, bei der Lösung der eigenen Probleme die Auswirkungen auf die
Nachbarn zu berücksichtigen, bewußt sind." Unkonventionelle Vorschläge zur
Überwindung des demokratischen Defizits unterbreitet der Europarechtler Weiler
aus Harvard: „bis zur Herstellung einer wirklichen repräsentativen Demokratie soll-
te die Möglichkeit für legislative Referenden" (Weiler 1999: 350) geschaffen wer-
den. Quasi revolutionär ist für ihn die Schaffung eines „europäischen öffentlichen
Raums", in dem der gesamte Entscheidungsprozeß der EU im Internet nicht nur
veröffentlicht, sondern auch zugängig wird (ebd: 351-353); Weiler plädiert eben-
falls für die Errichtung eines „Europäischen Verfassungsgerichts", in dem die
Präsidenten der nationalen Verfassungsgerichte die Entscheidungen zur
Abgrenzung von nationalen und gemeinschaftlichen Kompetenzen mitentscheiden
(ebd.: 353 -354).

Dagegen kritisieren Banchoff und Smith die gängigen Vorstellungen von
Legitimität: „We define a legitimate polity as a broadly recognized framework for
politics with representative institutions" (Banchoff/Smith 1999: 2). Gegenüber dem
Befund einer Legitimitätskrise konstatieren sie: „While Europeans do not strongly
identify with the EU, they increasingly recognize it as a framework for politics
alongside existing national and subnational arenas, and (...) while the EU lacks
strong central democratic institutions, the integration process has created
significant informal and pluralist forms of representation." (ebd.).

Eine Renaissance der integrationspolitischen Grundsteintheorien

Die intensive Suche nach einer theoretischen Erklärung und Bewertung des
Integrationsprozesses hat noch nicht zu einer griffigen und überzeugenden
Reduktion der europapolitischen Komplexität geführt. Angebote werden jedoch
zahlreich und aus unterschiedlichen disziplinären Ansätzen unterbreitet. Bekannte
Etikette werden dazu häufig aufgegriffen und in durchaus anregenden Variationen
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weiterentwickelt. Dazu gehören Ansätze wie „supranationaler Föderalismus als
Wirklichkeit und Idee einer neuen Herrschaftsform" (von Bogdandy 1999), supra-
national governance (Sandholtz/Stone Sweet 1998) oder „multi-level-governance"
(Craig/de Bürca 1999), die historisch-institutionelle Analyse (Pierson 1998) oder
„liberal intergovernmentalism" (Moravcsik 1999).

US-amerikanische Wissenschaftler, die in den neunziger Jahren erneut und ver-
stärkt Phänomene europäischer Integration untersuchen, neigen dazu zwei Ansätze
als quasi vorgegeben gegenüber zu stellen: „The primary divide has been inter-
governmentalism and neofunctionalism" (Sandholtz/Stone Sweet 1998: 3;
Caporaso 1998: 344); die zentrale Unterscheidungslinie wird darin gesehen ob „the
distribution of preferences and the conduct of bargaining among the governments
(...) broadly explain the nature, pace, and the scope of integration, and neither
supranational organization nor transnational actors generate political processes or
outcomes of seminal importance" (ebd).

Moravcsik glaubt in seiner materialreichen und anregenden Studie zu „Social
purpose and State power from Messina to Maastricht" eine eindeutige Anwort
formulieren zu können. Seine Forschungen gehen dabei von einem bestimmten
methodischen Ansatz aus: „the rationalist framework proposes that international
negotiation be disaggregated into three stages: national preference formation, inter-
state bargaining and institutional choice" (Moravcsik 1999: 20). Aufgrund von fünf
Fällen von „grand bargains", die bereits aufgrund der Vertragslage „intergovern-
mental" angelegt sind und so durch ihre Auswahl das Risiko einer untersuchungs-
bedingten Verzerrung in sich bergen, sieht er die Europäische Integration als
Produkt einer „predominance of economic incentives stemming from rising trade
and capital flows, relative bargaining power created by asymmetrical policy inter-
dependence, and the need for credible commitments against defection from parti-
cular agreements (Moravcsik 1999: 473). Erklärungsansätzen, die er als alternativ
charakterisiert, spricht er höchstens eine sekundäre Rolle zu: darunter fallen bei
ihm: geopolitische Bedrohungen, föderalistische Ideen und die Rolle supranatio-
naler Akteure (Ebenda). Für weitere Perspektiven der Europäischen Union kommt
er zu einer optimistischen Sicht: European integration was no accident. The result
has been an institution so firmly grounded in the core interests of national govern-
ments that it occupies a permanent position at the heart of the European political
landscape" (Moravcsik 1999: 501).

In einer Gegenüberstellung (Craig/de Bürca 1999: lf; Moravcsik 1999: 489-494;
Pierson 1998: 31-50) betont der historische Institutionalismus die Pfadabhängigkeit
der Integrationsprozesse: „initial institutional or policy decisions - even suboptimal
ones - can become self-reinforcing over time." (Pierson 1998: 46). Dieser Ansatz
kommt zu dem Ergebnis: „The European Community is no longer simply a multi-
lateral instrument, limited in scope and firmly under the control of individual mem-
ber states (...). The power of national government in this polity is not merely poo-
led but increasingly constrained" (Pierson 1999: 58). Diese häufig in der angel-
sächsischen Diskussion über Gebühr betonte Gegenüberstellung führt leider immer
wieder zu diskussionsbedingten Verzerrungen, die weitergehende Erkenntnisse ver-
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schütten. So wird eines der Modelle der europäischen Gemeinschaftsbildung, der
Föderalismus (von Bogdandy 1999: 63), in der angelsächsisch beeinflußten
Literatur unter dem Stichwort „Ideologie" fast nur noch als wissenschaftlich irrele-
vant eingestuft.

Die Nützlichkeit und Verwendbarkeit der mit dem Begriff „Föderalismus" zu
erschließenden Charakterisierung der Europäischen Union unterstreichen mehrere
Arbeiten die aus unterschiedlichsten Kontexten entwickelt wurden: „die äußere
Gestalt der Union [folgt] weitgehend einer föderalistischen Entwicklungslinie. Sie
wird [mit dem Amsterdamer Vertrag] zu der fast alle Integrationsbewegungen
bündelnden Organisation, ist Garant einer kollektiven Ordnung und kann die
Verflechtung in Europa umfassend regeln (...) sie definiert sich (...) als einheitliches
Gemeinwesen mit Territorium und Bürgerschaft (...) [jedoch] ist die innere Gestalt,
sprich die Organverfassung, von Polyzentrismus und Fragmentierung in einem
Ausmaß gekennzeichnet, die eine Einheitstiftung entlang der Linien einer
Staatsbildung unwahrscheinlich erscheinen lassen" (von Bogdandy 1999: 10).
Damit wirbt Bogdandy für den Begriff des „supranationalen Föderalismus", der
„facettenreich genug ist, um der Komplexität der Wirklichkeit (...) gerecht zu wer-
den, zugleich aber hinreichend einfach strukturiert ist, um einen Beitrag zur
Reduktion der realen Komplexität zu leisten. Darüber hinaus soll [er] eine norma-
tive Perspektive der fortbildenden Interpretation und politischen Weiterbildung
erschließen" (ebd.).

Klassischer ist die Argumentation von Pinder, einem der führenden britischen
und europäischen Föderalisten. Er begreift „the building of the European Union"
als einen fortschreitenden Prozeß zu einer föderalen Union die im Unterschied zum
Neofunktionalismus durch eine eindeutige Zielvorgabe bestimmt ist; auf den
Politkfeldern, auf denen die europäischen Staaten interdependent sind soll ein föde-
rales System eine effektive Demokratie ermöglichen. Föderale Elemente sind: „a
two chamber legislative (...) the Commission acts as a federal executive. The Court
of Justice is a federal judiciary" (Pinder 1998: 264). Für den Autor ist die Aus-
einandersetzung zwischen Föderalisten und Intergouvernementalisten die zentrale
Schicksalsfrage Europas.

Aus einer anderen Perspektive nähert sich Habermas (1998) seinem Konzept
eines europäischen Bundesstaates, den er angesichts nachhaltiger Globalisierungs-
tendenzen als „Zukunft der Demokratie in einer postnationalen Konstellation"
diskutiert. Seine Hoffnung: „Der Lernprozeß, der zu einer europäisch erweiterten
Solidarität von Staatsbürgern führen soll, liegt nämlich auf einer Linie spezifisch
europäischer Erfahrungen" (ebd.: 155) die er in einer umfassenden historischen
Analyse ansiedelt. „Diese Erfahrungen mit gelungenen Formen der sozialen
Integration haben das normative Selbstverständnis der europäischen Moderne
geprägt, einen egalitären Universalimus, der uns - den Söhnen, Töchtern und
Enkeln eines barbarischen Nationalismus - den Übergang zu den anspruchsvollen
Anerkennungsverhältnissen einer postnationalen Demokratie erleichtern kann"
(Ebenda: 156).
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Auch mit den traditionellen Ansätzen des Neorealismus wird im Kontext der EU
weiter und intensiv gearbeitet: „Zwar wird gemeinhin die europäische Integration
(...) als grundsätzliche Alternative zu Hegemonie und Gleichgewicht angesehen.
Allerdings handelt es sich vor allem um die Einbindung der potentiellen Hege-
monialmacht Deutschland. Daß auch die anderen Gemeinschaftsstaaten (...) einige
Kompetenzen an übergeordnete Entscheidungsgremien übertragen, macht die
Besonderheit dieser Methode aus, die als integrative Gleichgewichtspolitik
bezeichnet und so von einer bloß kooperativen Gleichgewichtspolitk unterschieden
werden kann" (Link 1998: 148).

Zur Analyse des Amsterdamer Vertrages

Aufmerksamkeit fand in der wissenschaftlichen Debatte erneut der Amsterdamer
Vertrag. (Jopp/Maurer/Schmuck 1998; von Bogdandy 1999; Hesse/Schaad 1998;
Weidenfeld 1998). Beschrieben und dokumentiert wird umfassend die
Entstehungsgeschichte dieses Vertragswerks - den Anspruch auf Transparenz
haben die Vertragsarchitekten bei dieser Etappe der europäischen Verfassungs-
gebung zumindest formal weitgehend eingelöst. In der Perspektive integrationspo-
litischer Langzeittrends „stellt der Amsterdamer Vertrag einen weiteren
Einigungsschritt dar, dem zweifellos noch andere folgen werden" (Schmuck 1998:
35), dabei wird aber auch eine „Ende der bisherigen Integrationslogik" konstatiert,
„denn ein Europa der 20 oder mehr Mitgliedstaaten wird - wenn es nicht an
Handlungsfähigkeit und Effizienz verlieren soll - auf einige Grundprinzipien ver-
zichten müssen" (Weidenfeld/Giering 1998: 85f.).

Deutlich wird stärker als zuvor in der Integrationsgeschichte ein
Spannungsverhältnis: „Amsterdam verschafft der EG/EU und ihren Mitgliedstaaten
neue Steuerungsinstrumente und Handlungsmöglichkeiten", jedoch „wird die
EG/EU trotz - oder gerade wegen - der Vielzahl von Akteuren, die für sich die
Eigenschaft der „Bürgernähe" beanspruchen, tendenziell immer komplexer
(Maurer 1998b: 79).

Weiter ausgelotet werden auch die neuen bzw. revidierten Regelwerke zu zen-
tralen Politikfeldern so zum „Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts"
(Monar 1998: 127-154; Gimbal 1998: 121-162), zur Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik (Algieri 1998: 89-120; Regelsberger/Jopp 1998: 155-170), sowie
zur Sozial- und Beschäftigungspolitik (Hörburger 1998: 103-126; Meinert 1998:
163-202). Als ein genereller Tenor ist diesen sachkundigen Detailstudien die
Bewertung „sinnvolle, aber begrenzte Reformen" (Piepenschneider 1998: 100) und
die Unsicherheit über die reale Anwendung von vielleicht nützlichen Verfahren
(Regelsberger/Jopp 1998:169) zu entnehmen. Generall kritischer wird das Ver-
fahren der „verstärkten Zusammenarbeit" (Janning 1998: 203-217; Wessels 1998:
187-218) eingeschätzt. Ist es ein „Instrument ohne Aufgabe" (ebd.: 215), dann soll-
te die nächste Regierungskonferenz „das Instrument der Flexibilität handhabbarer
machen (ebd.: 217). Insgesamt lassen viele Analysen den Bedarf an weiteren
Ergänzungen und Revisionen des Vertrages aufleuchten. Die Debatte um die konsti-
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tutionelle Entwicklung der Europäischen Union ist mit dem Amsterdamer Vertrag
sicherlich nicht zu Ende und tritt in eine neue, ja vielleicht noch intensivere Phase.

Perspektiven: Optimismus und Pessimismus

Ziehen einige Analysen aus dem Fazit „Europa ist zu kurz gesprungen"
(Weidenfeld/Giering 1998: 84) die Aufforderung „parlamentarische und gesell-
schaftliche Kräfte verstärkt am Integrationsprozeß und der Formulierung des ein-
zuschlagenden Weges [zu beteiligen]" (ebd.: 87), so ist die Schlußfolgerung eines
historisch-analytisch interessanten Werkes zur Geschichte des Integrationspro-
zesses erheblich pessimistischer: „With 'Amsterdam' the Union may well have
entered a stage of quasi permanent deadlock or Stagnation. This is not (...) because
of the lack of 'political will' or a stubborn attachment to outdated conceptions of
national sovereignty but because of the very structure of the European System (...)
it is hard to see what politicians or governments could do to remedy that Situation"
(de Vree/Jansen 1998: 589). Die Erweiterung wird dann nicht als Chance zur grund-
sätzlichen Reform gesehen, sondern als Schritt zur endgültigen Überforderung
eines bereits schwachen institutionellen Systems: „the seemingly inevitable exten-
sion of the Union's membership (...) poses a real threat to the integrity (...) it might
even lead to a reinvigoration of the European national states" (ebd.: 589f.).

Gegen die Bilder eines von „Skeptikern" oder zumindest „skeptischen
Optimisten" geprägten Europas (Pond 1999: 6-17) betont eine langjährige ameri-
kanische Beobachterin „On the eve of the twenty first Century, a miracle occurred.
Europe was reborn. For the first time since 1648, nation states became convinced
that they had more to gain than to loose by surrendering fundamental attributes of
sovereignty to a supranational body" (ebd.: 4). Mit anderen Begrifflichkeiten wird
eine ähnliche Beurteilung eingebracht: „the passing of the Cold War has also meant
the revenge of history over theory (...) Europe's future is most reassuring if it is
appraised retroactively: for what Europe ceased to be (...) and what it ceased to do"
(Serfaty 1999: 4f).

In diesem Spannungsfeld zwischen Optimismus und Pessimismus formuliert
Schneider (1998c: 382): „Positive politische Zukunftsperspektiven wird die
Europäische Union nur erhalten können (...) wenn es die Chance gibt, daß die
gesellschaftlichen Verantwortungsträger sowie die Bürgerinnen und Bürger erfah-
ren und lernen können, daß die Integrationspolitik aufgrund ihrer Neuausrichtung
Anerkennung und Unterstützung verdient."

Zentrale Politikfelder

Zu den Politikfeldern, denen in den Jahren vor dem magischen Datum 1999 beson-
dere Aufmerksamkeit galt, gehörten die Wirtschafts- und Währungsunion.
Nochmals gebündelt wurden in einer Reihe von Sammelbänden (Caesar/Scharrer
1998; Masson/Krueger/Turtelboom 1997) und in einzelnen Übersichtsbeiträgen
(von Hagen 1998) die positiven und negativen Erwartungen an die Rolle und
Funktionsweise des Euros und der beteiligten Institutionen; in vielen dieser
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Beiträge werden die wesentlichen Argumente über die letzten 30 Jahre erneut aus-
getauscht. Interessant sind viele dieser Texte nicht zuletzt im Hinblick auf ihre
Aussagefähigkeit angesichts der seit 1999 „real existierenden" Wirtschafts- und
Währungsunion: wird der Euro ein wesentlicher historischer Einschnitt in der
Geschichte des internationalen Währungssystems sein (Bergsten 1997:17) und wird
er durch eine Aufwertung die Hegemonie des Dollars herausfordern (Alogoskoufis/
Portes 1997: 75) oder zu einer „neuen Partnerschaft" in den transatlantischen
Beziehungen führen (Thiel 1998: 397)? Welche Rolle wird die Euro-11-Gruppe
spielen (Glomb 1998: 22f)? Welche Wirkungen wird die WWU auf regionale
Konvergenzen (Straubhaar 1998: 45-68) und welche auf die Risiken einer
„Transferunion" (Caesar 1998: 138f) ausstrahlen? Wird der Stabilitätspakt kolla-
bieren (Steuer 1998: 101) und werden die Verfahren eine „staatenbündische
Grundstruktur widerspiegeln (Seidel 1998: 394)?

Aufgaben für die Wissenschaft

Die Checkliste an Erwartungen über das Verhalten ist umfassend; es gilt nun diese
mit Eintritt in die WWU abzuarbeiten. Derselbe Auftrag an eine realitätsnahe
Wissenschaft stellt sich mit dem Inkrafttreten des Amsterdamer Vertrages. Es wäre
für die Integrationswissenschaft bedauerlich, wenn sie sich der vielleicht unange-
nehmeren Kärrnerarbeit der Beschreibung, Erklärung und Bewertung im konkreten
Detail europäischer Alltagsarbeit entziehen würde.
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